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Arbeit, Technik und Betriebsgröße als Einflußfaktoren 
für die Beschäftigungswirkungen von Arbeitszeitverkürzungen 

Rolf Kasiske, Fred Manske*) 

Die häufig vertretene These, die Limitationalität im Einsatzverhältnis von Sachkapital und Arbeit bzw. die 
Unteilbarkeit von Anlagen würde in der industriellen Fertigung positive Beschäftigungseffekte von 
Arbeitszeitverkürzungen weitgehend verhindern, erweist sich als relativierungsbedürftig. Auf Basis empiri-
scher Untersuchungen kann gezeigt werden, daß im Bereich repetitiver Produktionsarbeit die Einsatzflexi-
bilität der dort tätigen Arbeitskräfte positive Beschäftigungseffekte – sei es der Abbau aktueller, sei es die 
Verminderung zukünftiger, technologischer Arbeitslosigkeit – auch bei limitationalem Einsatzverhältnis 
der Produktionsfaktoren ermöglicht: Die Teilbarkeit des individuellen Arbeitszeitvolumens der repeti-
tiven Produktionsarbeiters hebt die Restriktivität der Unteilbarkeit der technischen Anlagen auf. 

Auch die verbreitete Vorstellung, nach der die Betriebsgröße, gemessen an der Anzahl der Beschäftigten, ei-
nen Schwellenwert bildet, unter dem von vornherein positive Beschäftigungswirkungen von Arbeitszeit-
verkürzungen auszuschließen seien, erweist sich als zu restriktiv. Für Klein- und Mittelbetriebe ist ein ge-
wisser Grad von Unterauslastung bei einigen Arbeitskräften typisch und infolgedessen ist nichts Unge-
wöhnliches darin zu sehen, wenn bei Arbeitszeitverkürzungen auch dann Vollarbeitskräfte zusätzlich ein-
gestellt werden, wenn rechnerisch nur ein Teil von deren Arbeitszeit benötigt würde. Hinzu kommt, daß 
ein genereller Verzicht auf zusätzliche Einstellungen bei allen Betrieben unter dem Schwellenwert c.p. zum 
Absinken des Angebots und folglich zu Preissteigerungstendenzen führen müßte, wodurch einige Betriebe 
zur Ausdehnung der Produktion und zu zusätzlichen Einstellungen von Arbeitskräften veranlaßt würden. 
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3. Betriebsgröße und Arbeitszeitverkürzung 

4. Zusammenfassung 

1. Einführung: Absicht und Fragestellungen 
Die neuere Diskussion über die Wirkungen arbeitszeitver-
kürzender Maßnahmen ist unseres Erachtens oft durch zu 
mechanistische Grobschätzungen über die Beschäftigungsef-
fekte und relativierungsbedürftige Annahmen über die be-
trieblichen Anpassungspotentiale gekennzeichnet.1) Der fol-
gende Beitrag ist als Versuch zu verstehen, ansatzweise die 
Relevanz stofflicher und arbeitsorganisatorischer Bedingun-
gen für die beschäftigungsmäßigen Wirkungen von Arbeits-
zeitverkürzungen aufzuzeigen, ohne daß der Anspruch erho-
ben wird, bereits eine systematische Analyse des stofflichen 
und organisatorischen Produktionsprozesses als einer De-
terminante für die Auswirkungen von Arbeitszeitverkürzun- 

*) Die Verfasser sind wissenschaftliche Mitarbeiter der Universität Bremen – 
Kooperationsbereich Arbeiterkammer. Der Beitrag liegt in der alleinigen 
Verantwortung der Autoren. 

1) Teriet spricht zu Recht davon, die betriebliche Zeitpolitik und deren 
Wirkungen seien in der Arbeitszeitforschung noch weitgehend unerforscht. 
Vgl. Teriet, B., Arbeitszeitforschung – ihre Forschungsobjekte und der 
Stellenwert in der Arbeitsmarkt- und Berufsforschung, in: MittAB 4/1977, S. 
492. 

2) Vgl. Hof, B., Arbeitszeitverkürzung -ein Mittel der Beschäftigungspolitik? In: 
Institut der deutschen Wirtschaft, Beiträge zur Wirtschafts- und Sozialpolitik, 
Heft 66, 3/1979, S. 24 ff. 

3) Stellvertretend für viele sei hier genannt: Ott, A. E., Arbeitszeitverkürzung – 
ein Mittel gegen Arbeitslosigkeit? in: der arbeitgeber, Nr. 5/30 – 1978, S. 171 
ff. 

gen vorzulegen. Im Mittelpunkt der Überlegungen stehen 
dabei die Bedeutung der realen Ausformung von Technik, die 
Merkmale von Tätigkeitsanforderungen sowie von Formen 
der Arbeitsablauforganisation, wie sie bei fertigungstechni-
schen Produktionsstrukturen bestehen und wie sie typisch 
sind für die Automobilindustrie, auf die wir uns in diesem 
Beitrag ganz wesentlich beziehen. 

Die Abgehobenheit der Diskussion über betriebliche Anpas-
sungspotentiale zeigt sich besonders deutlich an zwei von uns 
untersuchten Argumentationssträngen. So wird etwa die 
Konzeption der Produktionsfunktion für den Nachweis von 
Barrieren gegenüber positiven Beschäftigungswirkungen von 
Arbeitszeitverkürzungen herangezogen: Angeblich würde 
die Limitationalität des Einsatzes von Produktionsfaktoren in 
der industriellen Fertigung kurzfristig positive Beschäfti-
gungseffekte verhindern.2) Handelt es sich hierbei um eine 
vorgeblich technisch fundierte Argumentation, die u. E. mit-
tels einiger konkreter Aussagen über die Organisation von 
Produktionsstrukturen widerlegt werden kann, so wird häu-
fig auch eine gewisse Mindestbetriebsgröße, gemessen an der 
Anzahl der Beschäftigten, als wichtige Determinante dafür 
genannt, ob infolge einer Arbeitszeitverkürzung in einem Be-
trieb eine Einstellung einer zusätzlichen Arbeitskraft erfolgen 
kann oder nicht.3) Beide Argumente zeigen die Spannbreite 
der zu untersuchenden Probleme auf: Zum einen geht es dar-
um, den realen Gehalt theoretischer Konstrukte, wie sie Pro-
duktionsfunktionen darstellen, zu verdeutlichen, um aufzu-
zeigen, daß eine Argumentation auf dieser abstrakten Ebene 
nicht ausreicht, sondern daß die Stofflichkeit der Produktion, 
und – wie sich zeigen wird – insbesondere die 
Anforderungen an die Arbeit (und da vor allem deren 
Homogenität) und die Arbeitsorganisation beachtet werden 
müssen. 
Und zum anderen wird zu verdeutlichen sein, daß es für die 
Bewertung des Betriebsgrößenanteils erforderlich ist, außer 
auf die stofflichen Betriebsstrukturen auch auf andere, hier 
relevant werdende Faktoren einzugehen. 
Für die Analyse der Anpassungsspielräume bei Arbeitszeit-
verkürzungen ist es sinnvoll, zwischen den einzelnen Arbeits-
bzw. Tätigkeitstypen zu unterscheiden, die an den Produk-
tionsanlagen zum Einsatz kommen, da hierin spezifische Un- 
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terschiede für betriebliche Reaktionen auf Arbeitszeitverkür-
zungen begründet liegen. Für den Bereich der fertigungstech-
nischen Produktion ist dabei zu unterscheiden zwischen Pro-
duktionsarbeitertätigkeiten repetitiven Charakters, bei denen 
die Arbeitshandlungen sich in kurzzyklischen Taktfolgen 
ständig wiederholen und solchen Tätigkeiten, die, wie Über-
wachung der Anlagen, Instandhaltung etc. als zugeordnete 
Arbeitsfunktionen bezeichnet werden können (sie werden 
i. d. R. von Facharbeitern bzw. höherqualifizierten Ange-
lernten ausgeführt). Gesondert zu betrachten bleibt dabei der 
Arbeitskräfteeinsatz in Klein- und Mittelbetrieben, auf den 
im Zusammenhang mit dem Betriebsgrößenargument einge-
gangen wird. 
Als wichtige Momente, die für betriebliche Reaktionen auf 
arbeitszeitverkürzende Maßnahmen relevant sind, werden 
exemplarisch behandelt: 
- der Grad der Austauschbarkeit, bzw. Einsatzflexibilität 

von Arbeitstypen 
- die betriebliche Arbeitsorganisation 
- die Auslastung der Kapazitäten (sowohl der Arbeitskapazi-

täten, d. h. die Auslastung verschiedener Arbeitstypen, als 
auch der Anlagenkapazitäten). 

Es wird sich zeigen, daß Fragen der Übereinstimmung von 
Betriebszeit und individueller Arbeitszeit, der Limitationali-
tät von Produktionsfaktoren bzw. der Teilbarkeit von Pro-
duktionsanlagen, um Momente zu nennen, denen für die 
Wirkungen von Arbeitszeitverkürzungen eine wesentliche 
Rolle zugemessen wird, insoweit an Schärfe verlieren, als dar-
aus resultierende Probleme durch die Gestaltungsmöglichkei-
ten der Arbeitsorganisation im Bereich repetitiver Arbeiten 
und durch eine Veränderung der Nutzungsintensität der Pro-
duktionsanlagen größtenteils aufgefangen werden können. 
Beispielhaft soll dies an folgenden Formen von Arbeitszeit-
verkürzungen erläutert werden: 
- Verkürzung der täglichen Arbeitszeit durch Einführung 

bzw. Verlängerung von Erholungspausen 
- Abbau des außertariflichen Mehrarbeitsvolumens 
- Verlängerung des Jahresurlaubs. 

Bei alledem geht es nicht allein um den Nachweis, daß 
Arbeitszeitverkürzungen zu einer Verringerung vorhandener 
Arbeitslosigkeit beizutragen vermögen, sondern auch um die 
Verdeutlichung dessen, daß zukünftige technologische 
Arbeitslosigkeit durch Arbeitszeitverkürzungen verhindert, 
bzw. vermindert werden kann. Auf diesen Aspekt hat Kren-
gel bereits 1962 mit der Bemerkung hingewiesen, der techni-
sche Fortschritt verfolge ,,von jeher das Ziel, die spezifischen 
Arbeitszeiten zu verringern“.4) 
Diese grundlegende Überlegung, nach der der Wachstums-
prozeß wesentlich nicht durch Wachstum des Arbeitsvolu-
mens, sondern durch Sachkapitalbildung bei kontinuierlicher 
trendmäßiger Einsparung von Arbeitszeit vorangetrieben 
werde, veranlaßte Krengel zu der Empfehlung, auch zukünf-
tig die Arbeitszeit zu verringern. Eine Empfehlung, die ange-
sichts der insbesondere durch die Elektronikentwicklung zu 
erwartenden wachsenden Einsparung von Arbeitszeit heute 
4) Krengel, R., Arbeitszeit und Produktivität, Berlin 1962, S. 45. Es handelt sich 

um eine Studie, die im Auftrag des Bundeswirtschaftsministeriums zu 
Problemen der Arbeitszeitverkürzung durchgeführt wurde. Bekanntlich erfolgte  
1957 der Übergang von der 48- zu der 45-Stunden-Woche. Die durchgeführten 
Untersuchungen beziehen sich auf diese Maßnahmen. Mit spezifischen 
Arbeitszeiten sind jene Arbeitszeiten gemeint, die in die Produktion von jeweils 
bestimmten Produkten eingehen. 

5) Und zwar innerhalb der Typen repetitiver Teilarbeiten und zum Teil auch 
zwischen verschiedenen Typen: Denn Bearbeiter werden z. T. auch zur 
Teilehandhabung herangezogen, während das Umgekehrte kurzfristig nicht 
möglich ist, da Bearbeiter im Gegensatz zu Handhabern eine gewisse 
Anlernzeit benötigen. D. h. aber, daß zumindest in einer Richtung auch eine 
Einsatzflexibilität zwischen verschiedenen Typen repetitiver Arbeit besteht. 

nichts an Aktualität eingebüßt hat, zumal es angesichts zu-
nehmender Ressourcenknappheit und zunehmender Umwelt-
probleme immer unwahrscheinlicher wird, daß die Produkti-
vitätsfortschritte wie bisher weitgehend als zusätzliches Ein-
kommenswachstum realisiert werden können. 
Bei der Beurteilung von Beschäftigungswirkungen dauerhaf-
ter Arbeitszeitverkürzungen sollte also immer bedacht wer-
den, daß die Gesamtwirkung sich aus zwei Komponenten zu-
sammensetzt: Rückgliederung vorhandener Arbeitsloser in 
den Produktionsprozeß (kurzfristig arbeitsplatzschaffender 
Effekt) und Verringerung zusätzlicher zukünftiger Arbeitslo-
sigkeit (langfristig arbeitsplatzerhaltender Effekt). Es 
spricht u. E. sehr viel dafür, dem zweiten Effekt die größere 
Bedeutung zuzumessen – bei den folgenden Ausführungen 
ist er jeweils mitzudenken. 

2. Arbeit, Technik und betriebliche Reaktionspotentiale 
bei Arbeitszeitverkürzungen 
Im folgenden soll gezeigt werden, daß die Anpassungsfähig-
keit von Betrieben an Arbeitszeitverkürzungen ganz wesent-
lich davon abhängt, inwieweit das betriebliche Arbeitsvolu-
men teilbar und die Arbeitskräfte flexibel einsetzbar sind und 
daß als Folge davon eine Limitationalität im Einsatzverhältnis 
der Produktionsfaktoren positiven Beschäftigungseffekten 
nicht wesentlich entgegensteht. Die Überlegungen konzen-
trieren sich im wesentlichen auf Produktionsarbeit vom Ty-
pus der repetitiven Teilarbeit, wie sie für die Großserienpro-
duktion der Automobilindustrie charakteristisch ist, bezie-
hen in skizzenhafter Weise aber auch produktionsbegleitende 
Tätigkeiten von der Art der Instandhaltungsarbeit ein. Un-
sere Überlegungen haben für sich, daß sie im Hinblick auf den 
arbeitszeitinduzierten Personalmehrbedarf für den Bereich 
der repetitiven Produktionsarbeit empirisch abgesichert sind. 
Allerdings kann daraus nicht geschlossen werden, daß derar-
tige Rechnungen für den Bereich der fertigungstechnischen 
Produktion umstandslos verallgemeinerbar wären. 

2.1 Reaktionspotential bei repetitiver Teilarbeit 
Zunächst sei kurz skizziert, was für den Produktionsprozeß 
unter unserer Fragestellung charakteristisch ist. Die Arbeit in 
der fertigungstechnischen Großserienproduktion, läßt sich, 
wie bereits ausgeführt, größtenteils als repetitive, d. h. 
kurzzyklische und relativ niedrige Qualifikationsanforde-
rungen beinhaltende Teilarbeit bezeichnen. Dies betrifft so-
wohl Tätigkeiten der Teilehandhabung (z. B. Einlegen und 
Ablegen von Werkstücken), des Bearbeitens von Werkstük-
ken (z. B. Punktschweißen oder Lackieren) als auch des 
Montierens an Bandsystemen (bzw. an Einzelmontageplät-
zen). Typisch für das diesbezügliche Anforderungsprofil ist 
ein hohes Maß an Disponibilität der Arbeitskräfte, bzw. de-
ren hohe Einsatzflexibilität.5) Niedrige Qualifikationsanfor-
derungen hinsichtlich Wissen und Können machen diese 
Arbeitskräfte leicht ersetzbar, eine starke Ähnlichkeit der 
Arbeitsanforderungen in Teilbereichen der Produktion be-
günstigt die leichte Austauschbarkeit. Dem entspricht eine 
Form des Personaleinsatzes, in der großenteils auf eine stabile 
Zuordnung von Arbeitsplatz und Arbeitskraft verzichtet 
wird; je nach den betrieblichen Erfordernissen, mögen sie 
durch Absentismus, vorübergehende Störungen an einer An-
lage oder einen kurzfristig zu bewältigenden Mehrbedarf an 
bestimmten Produkten bedingt sein, werden die Produk-
tionsarbeiter in der betrieblichen Praxis an unterschiedlichen 
Arbeitsplätzen eingesetzt, häufig sogar während einer 
Schicht. Die Tätigkeitsanforderungen sind also derart, daß 
das Gros der Produktionsarbeiter in der betrieblichen Praxis, 
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den Anforderungsprofilen einer größeren Anzahl von 
Arbeitsplätzen gerecht wird.6) 
Die technischen Anlagen in den Produktionsabteilungen 
können für unsere Zwecke sinnvollerweise in zwei Hauptty-
pen unterschieden werden: Einmal handelt es sich um Bear-
beitungsmaschinen, die als Einzelmaschinen oder als mehr 
oder weniger verkettete Bearbeitungsstationen in einem Ma-
schinensystem genutzt werden können, deren Teilbarkeit 
vom Grad der Verkettung abhängt.7) Die repetitive Produk-
tionsarbeit besteht in diesem Maschinenbereich in der Teile-
handhabung (vorwiegend Einlegen von Teilen in Bearbei-
tungsstationen), die Bearbeitung der Werkstücke ist mechani-
siert; die Zahl dieser Arbeitsplätze schwankt von einem bis 
zwei, selten drei an Einzelmaschinen bis zu 25 an Maschinen-
systemen. Zum anderen handelt es sich um Anlagen, an denen 
Bearbeitungs- bzw. Montagetätigkeiten8) manuell erfolgen; 
entweder sind in diesem Bandbereich Einzelarbeitsplätze 
vorzufinden (z. B. sogenannte Schweißkabinen für Lichtbo-
genschweißer, Montagetische für Montagearbeitskräfte), 
oder aber es handelt sich um Bandarbeitsplätze, wo der 
Transport zu bearbeitender Produkte mechanisiert ist und 
i. d. R. eine sehr große Anzahl von Arbeitsplätzen besteht (in 
der Endmontage in einer von uns untersuchten Automobilfa-
brik je Montagelinie weit über 150). 
In der Diskussion über Arbeitszeitverkürzungen wird nun 
häufig sehr abstrakt argumentiert, daß ,,eine vollständige 
Substituierbarkeit zwischen den beiden volkswirtschaftlichen 
Produktionsfaktoren Arbeit und Kapital möglich sein 
(muß)“, sollen positive Beschäftigungswirkungen erzielt 

6) Im Sinne der Unternehmen geradezu prädestiniert für den Arbeitsplatzwechsel 
sind Arbeitskräfte mit hohen Lohngruppen, insbesondere weil hoch 
eingruppierte Arbeitskräfte aufgrund längerwährender Betriebszugehörigkeit 
und daraus resultierender Erfahrungen besonders gut in der Lage sind, 
verschiedene Arbeiten auszuführen. 

7) Die Bearbeitungsstationen sind nach der Logik des Fertigungsablaufs 
angeordnet und die Verkettung geschieht durch Transportsysteme für die zu 
bearbeitenden Werkstücke oder Produkte. Bei starrer Verkettung, wie sie für 
einige Transferstraßen typisch ist, besteht keine Teilbarkeit der Gesamtanlage. 
Allerdings besteht zumindest im untersuchten Unternehmen die Tendenz, durch 
die Bildung sogenannter Zwischenpuffer den Grad der Teilbarkeit der Anlagen 
generell zu erhöhen, da die Kosten eines Ausfalls der Gesamtanlage – der sich 
beim Ausfall einer Bearbeitungsstation bei starrer Verkettung zwangsläufig 
ergibt -sich zunehmend als betriebsökonomisch zu gravierend erweisen. 

8) Z. B. Fügeoperationen wie Anschrauben, Einstecken etc. -es ist hier nicht der 
Ort, ausführlich auf diese Tätigkeitsfunktionen einzugehen. 

9) Vgl. Hof, B., a. a. O., S. 25. 
10) Wobei es fraglich wäre, ob das ursprüngliche Produktionsvolumen wieder 

vollständig erreicht wird; das hängt – jedenfalls in dieser theoretischen 
Betrachtung – ab von den Eigenschaften der Produktionsfunktion. 

11) Hof, B., a. a. O., S. 27. In die Betriebswirtschaftslehre wurde die limitationale 
Produktionsfunktion als „Funktion von Typ B“ bekanntlich durch Gutenberg 
eingeführt. In der Volkswirtschaftslehre ist sie als Leontief-Produktionsfunktion 
wohlbekannt. Neuerdings hat H. F. Schaefer die Allgemeingültigkeit der 
limitationalen Produktionsfunktion für alle industriellen Produktionsprozesse zu 
beweisen versucht, vgl. seinen Aufsatz: Über die Allgemeingültigkeit der 
Gutenberg-Produktionsfunktion, in: Zeitschrift für Betriebswirtschaft, Jg. 
48/1978, Nr. 4, S. 315 ff. 

12) Annähernd deshalb, weil auch im Maschinenbereich, etwa bei Transferstraßen, 
das Einsatzverhältnis von Arbeitskräften zu Maschinen in Grenzen variabel ist. 

13)Hof argumentiert wenigstens teilweise auf dem Aggregationsniveau 
gesamtwirtschaftlicher Produktionsfunktion. Neben den sehr großen 
methologischen Problemen einer konsistenten Theorie des scheinbar harmlosen 
Begriffs »Kapital“ als eines ,,Produktionsfaktors“, auf das einzugehen hier 
nicht der Ort sein kann, gibt es ganz praktische Definitionsprobleme, die 
zumindest skizziert werden sollen: Faßt man das Verhältnis von Kapital zu 
Arbeit (die Kapitalintensität) auf als Verhältnis einer Preisgröße (Preis des 
Kapitalstocks) zur Anzahl von Arbeitskräften (oder auch Arbeitsstunden), was 
in der Makroökonomie geschieht, dann kann man auch in der Industrie 
keineswegs von einem limitationalen Einsatzverhältnis zwischen Kapital und 
Arbeit sprechen. Denn dieses Verhältnis ist z. B. davon abhängig, ob Anlagen 
ein- oder mehrschichtig genutzt werden und das ist offenbar kein technisches 
Problem. C. p. wird die so definierte Kapitalintensität bei zweischichtiger 
Nutzung nur halb so groß sein wie bei einschichtiger Nutzung. Und das ist 
wiederum möglich, obwohl im von uns angegebenen technischen Sinne 
durchaus Limitationalität vorhanden sein kann. Wird diese definiert als fixes 
Verhältnis von Maschinenzeit zu Arbeitszeit, dann zeigt sich sofort, daß es 
keine Möglichkeit gibt, diese stoffliche Definition in irgendeinem Wege zu 
einer gesamtwirtschaftlichen Aggregatbildung zu verwenden, da Maschinen 
heterogen sind (und ebenso natürlich Arbeitstypen – auch in der obigen 
Definition, die Volkswirte gern verwenden, ist die Annahme homogener Arbeit 
im Grunde nicht zu rechtfertigen). 

14) Werden die Pausen während der Arbeitszeit genommen, so bleibt die 
Betriebszeit konstant, die die mögliche Nutzungszeit der Anlagenkapazität 
nach oben begrenzt. Unter Betriebszeit wird hier die Zeit verstanden, die vom 
täglichen Arbeitszeitbeginn bis zum Arbeitszeitende dauert, also z. B. die Zeit 
vom Beginn der Früh- bis zum Ende der Spätschicht. Im Beispiel der 
Pausenverlängerung wird also mit der Betriebszeit auch die mögliche 
Anlagennutzungszeit (die Maschinenkapazität) konstant gehalten. Es ist durch 
arbeitsorganisatorische Maßnahmen weitgehend möglich, und zwar auch bei 
einer Verkürzung der Wochenarbeitszeit, bei der jeder Arbeiter entsprechend 
kürzer im Betrieb anwesend ist, individuelle Arbeitszeit und Betriebszeit so zu 
entkoppeln, daß die Betriebszeit aufrechterhalten werden kann. 

werden.9) Dahinter steht die Vorstellung, daß zwar bei sub-
stitutionalen Produktionsfunktionen ein gleiches Produkt-
quantum mit unterschiedlichen Kombinationen von Kapital 
und Arbeit produzierbar ist bzw. – und das ist hier relevant -
ein gegebenes Kapitalquantum mit unterschiedlichen Mengen 
von Arbeit kombiniert werden kann, und deshalb der Ausfall 
von Arbeitszeit (und Produktion) infolge einer Arbeitszeit-
verkürzung dadurch wettgemacht werden kann10), daß ent-
sprechend mehr Arbeitskräfte als vorher am gleichbleibenden 
Anlagenbestand eingesetzt werden, worin der positive Be-
schäftigungseffekt liegen würde. Bei limitationalem Einsatz-
verhältnis der Faktoren dagegen, so die Argumentation, sei es 
nicht möglich, das ursprüngliche Produktionsvolumen durch 
den Mehreinsatz von Arbeitskräften herzustellen, weil für 
diese am konstant bleibenden Anlagebestand keine Arbeits-
plätze vorhanden seien. 

Da aber für industrielle Produktionsprozesse eher Limitatio-
nalität im Einsatzverhältnis von Kapitel und Arbeit unterstellt 
werden kann, scheint dann der Schluß nahezuliegen, daß 
„kurzfristig keine positive Beschäftigungsreaktion als Folge 
kürzerer Arbeitszeiten zu erwarten (ist)“, und zwar gelte das 
für die ganze Industrie und mithin für „mindestens knapp die 
Hälfte aller zur Zeit vorhandenen Arbeitsplätze.“11) Zu-
nächst ist dieser Schluß schon deshalb nicht zur Gänze halt-
bar, weil von Limitationalität in den Bandbereichen keine 
Rede sein kann. Allein für Maschinenbereiche kann von an-
nähernder12) Limitationalität gesprochen werden, worunter 
aber sinnvollerweise das relativ fixe Verhältnis zu verstehen 
ist, in dem eine bestimmte Menge von Maschinenzeit zu 
Arbeitszeit stehen muß, soll ein bestimmtes Produktquantum 
erzeugt werden. In diesem Sinne kann Limitationalität stoff-
lich definiert werden und insofern besteht im Maschinenbe-
reich auch eine annähernde Limitationalität zwischen 
Arbeitskräfte- und Maschineneinsatz.13) Außerdem sind Ma-
schinen auch in dem Sinne unteilbar, daß etwa zum Betrieb 
einer Anlage zu jedem Zeitpunkt eine bestimmte Menge an 
Produktionsarbeitern erforderlich ist; eine zusätzliche 
Arbeitskraft würde hier nicht einsetzbar sein, wenn diese 
technischen Eigenschaften von Anlagen die Beschäftigungsef-
fekte von Arbeitszeitverkürzungen entscheidend bestimmen 
würden. Eine einfache Überlegung, die durch die personal-
planerische Praxis im untersuchten Unternehmen fundiert 
wird, zeigt aber, daß die Limitationalität nicht die ihr zuge-
messene restriktive Rolle spielt: In verschiedenen Bereichen 
sind Einzelmaschinen mit i. d. R. je einem Arbeitsplatz kon-
zentriert. Zwischen Arbeiter und Maschine herrscht ein li-
mitationales Einsatzverhältnis. Bei einer Arbeitszeitverkür-
zung, z. B. einer Pausenverlängerung, werden an einer gege-
benen Anzahl von Maschinen mit Einzelarbeitsplätzen die 
dort Tätigen entsprechend kürzer arbeiten, die Produktion 
wird, bei konstanter, technisch determinierter Produktions-
zeit je Werkstück, entsprechend absinken. Soll das Produk-
tionsvolumen aber gehalten werden, dann kann dies durch 
den Mehreinsatz von Personal erreicht werden, obwohl je 
Maschine die Limitationalität im Einsatzverhältnis von Ar-
beiter zu Maschine besteht; und zwar sind hier zwei Formen 
des Mehreinsatzes zu unterscheiden, die davon abhängen, in 
welchem Ausmaß die Maschinenkapazität ausgelastet ist.14) 
(1) Sind die Maschinen nicht im möglichen Maße ausgelastet, 
also nicht während der gesamten Betriebszeit abzüglich der 
bereits bestehenden Pausen, so kann die zusätzliche Pause 
derart realisiert werden, daß die Maschinen in dieser Zeit ab-
gestellt werden. Das gewünschte Produktionsprogramm 
wird dann mit einer annähernd im Ausmaß der Arbeitszeit-
verkürzung vergrößerten Anzahl von Arbeitskräften reali-
siert. Arbeitsorganisatorisch wird das möglich, weil die 
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Arbeitszeit der einzelnen Arbeitskräfte aufgrund der Einsatz-
flexibilität hochgradig parzellierbar ist. Im äußerten Fall wäre 
es theoretisch sogar denkbar, daß eine zusätzliche Arbeits-
kraft, die den Ausfall des Arbeitszeitvolumens rechnerisch 
kompensieren könnte, an allen Arbeitsplätzen eingesetzt 
wird, wo aufgrund der zusätzlichen Pause ein entsprechendes 
Zeitquantum repetitiver Arbeit fehlt, das notwendig ist, um 
die alte Produktionsmenge bei gleichbleibender Maschinen-
zeit zu produzieren. In der Praxis ist es aber arbeitsorganisa-
torisch möglich, die Arbeitsplatzwechsel geringer zu halten. 
(Und dadurch den Prozentsatz zu verringern, um den der tat-
sächliche Mehrbedarf an Arbeitskräften den rechnerischen in-
folge von Wegezeiten etc. übersteigt.) 
(2) Sind die Fertigungskapazitäten aber derart ausgelastet, daß 
ein Stillsetzen der Betriebsmittel nicht in Frage kommt, so 
wird der Beschäftigungseffekt sogar noch größer sein: Dann 
wird im Falle von Erholungspausen nämlich der Einsatz von 
Springern notwendig, die während der individuellen Inan-
spruchnahme von Pausen eine Ablösung sicherstellen.15) 
Wie das Beispiel der Arbeitsplätze an Einzelmaschinen ver-
deutlicht, ermöglicht die Einsatzflexibilität der repetitiven 
Produktionsarbeiter eine derart hochgradige Teilbarkeit des 
individuellen Arbeitsvolumens, daß die Bedeutung der Li-
mitationalität des Einsatzverhältnisses von Maschine zu Ar-
beit für die Beschäftigungseffekte von Arbeitszeitverkürzun-
gen marginal wird. Wie unsere Untersuchung zeigt, spielt es 
unter den Bedingungen eines Großbetriebes praktisch auch 
keine Rolle, daß neben Maschinen mit Einzelarbeitsplätzen 
Maschinen und Anlagen bestehen, bei denen von einer Un-
teilbarkeit insofern gesprochen werden kann, als diese nur mit 
einem bestimmten Personalbesatz gefahren werden können. 
Denn Menge und Struktur der nach Anzahl der Arbeitsplätze 
unterschiedlichen Produktionsanlagen enthalten vielfältige 
organisatorische Möglichkeiten, die die Einsatzflexibilität der 
Arbeitskräfte gegenüber der Limitationalität (und Unteilbar-
keit) der Maschinen ganz generell als den für Beschäftigungs-
wirkungen dominanten Faktor erscheinen lassen. 
Abschließend sei skizziert, warum die Möglichkeiten für eine 
kurzfristig durchzuführende Arbeitsintensivierung im Be-
reich der repetitiven Produktionsarbeit restringiert sind, 
durch die die positiven Beschäftigungseffekte zumindest teil-
weise aufgehoben würden: Der Mehrbedarf an Produktions-
arbeitern wird errechnet aus den im Akkordlohnbereich typi-
schen Sollzeitfestlegungen, nach denen jedem Arbeitsgang 
durch Refa-Zeitstudien bzw. durch Systeme vorbestimmter 
Zeiten eine Vorgabezeit zugeordnet ist. Jede Produktionsab-
teilung hat innerhalb eines bestimmten Zeitraums ein vorge-
gebenes Produktionsprogramm zu bewältigen, das nach Um-
fang und Struktur festliegt. Mittels der je Produkt akribisch 
aufgelisteten Vorgabezeiten ermitteln die Unternehmen An-
zahl und Struktur der Produktionsarbeiter, die pro Abteilung 
benötigt werden, um bei gegebener effektiver Arbeitszeit je 
Arbeiter das Produktionsprogramm zu bewältigen. Eine 
Arbeitszeitverkürzung hat daher im Bereich der repetitiven 
Produktionsarbeit unmittelbar zur Folge, daß das einsetzbare 
Arbeitszeitvolumen (die Gesamtarbeitszeit) sinkt. Bei ge-
gebenen Produktionszeiten je Werkstück ist infolgedessen 
das Produktionsprogramm nur durch den Einsatz von ent-
sprechend mehr Arbeitskräften zu realisieren. 

15) Vgl. hierzu Abschnitt 2.3.1. 
16) Im untersuchten Unternehmen handelt es sich um einen Zeitakkord, bei dem 

eine individuelle Mehrleistung vom Lohnsystem her nicht honoriert wird; ganz 
überwiegend ist der Takt auch technisch bzw. organisatorisch fest vorgegeben 
und die Arbeit i. d. S. gar nicht akkordfähig, daß die individuelle 
Arbeitsleistung gar nicht mehr variierbar ist. Außerdem ist das System von 
Vorgabezeiten Grundlage für die Planung des gesamten Produktionsprozesses: 
Individuelle Mehrleistungen bzw. Leistungsschwankungen insgesamt wären in 
diesem integrierten Produktionssystem eher störend. 

Schon allein aus der Existenz von Vorgabezeiten16) folgt 
demnach, daß es kurzfristig sehr schwierig ist, über eine gene-
relle Arbeitsintensivierung arbeitszeitverkürzenden Maß-
nahmen entgegenzuwirken. Hinzu kommt schließlich, daß 
die Festlegung einer Vorgabezeit eine Vereinbarung zwischen 
Unternehmensleitung und Betriebsrat darstellt, die nicht ein-
seitig und nur unter bestimmten Bedingungen aufgehoben 
werden kann. 

2.2 Reaktionspotential bei Instandhaltungstätigkeiten 
Von wenigen in zentralen Einrichtungen zusammengefaßten 
Instandhaltern abgesehen ist das Gros der Instandhaltungs-
facharbeiter den einzelnen Produktionsabteilungen zugeord-
net, wo sie überwiegend in Stützpunkten zusammengefaßt 
sind. Von diesen Stützpunkten aus werden sie im Störfall zu 
Anlagen gerufen und zusätzlich erledigen sie i. d. R. In-
standhaltungsarbeiten auch in den Stützpunkten, wo z. B. 
ausgebaute Werkzeuge repariert werden. Selten sind Instand-
halter direkt Anlagen zugeordnet; i. d. R. trifft das für Anla-
gen zu, bei denen aus ökonomischen Gründen eine schnellere 
Störfallbehebung angezeigt ist. Die Tätigkeit der Instandhal-
ter ist nicht unmittelbar mit dem Produktionsprozeß verbun-
den; sie erfolgt i. d. R. diskontinuierlich und ist typischer-
weise in ihrem Anfall über den Arbeitstag zufällig verteilt. 
Bedingt durch die Tätigkeitsart enthält der Arbeitstag des In-
standhalters einen bestimmten Umfang von passiven Warte-
zeiten, die aus betrieblicher Sicht auch als Rationalisierungs-
reserven angesehen werden können. 
Das spielt bei der Beurteilung von arbeitszeitverkürzenden 
Maßnahmen für den Bereich der Instandhalter durchaus eine 
Rolle. So wäre etwa eine Verlängerung von Pausen während 
der Schicht im Bereich der Instandhaltungstätigkeiten mit ei-
niger Sicherheit nicht mit positiven Beschäftigungseffekten 
verbunden, weshalb diese Form der Arbeitszeitverkürzung 
für Instandhalter und andere im Zeitlohn beschäftigte 
Arbeitskräfte in der Diskussion über Arbeitszeitverkürzun-
gen auch keine Rolle spielt. Einer Pausenverlängerung im Be-
reich der Instandhalter wäre arbeitsorganisatorisch durch den 
Rückgriff auf die erwähnten Rationalisierungsreserven relativ 
leicht entgegenzuwirken, so daß sich kein oder kein signifi-
kanter Mehrbedarf an Facharbeitern ergeben würde. 
Arbeitszeitverkürzungen im Bereich Instandhaltung können 
u. E. nur dann zu einem signifikanten Mehrbedarf an Fachar-
beitern entsprechender Richtungen führen, wenn diese Maß-
nahmen als Verkürzungen der Wochenarbeitszeit in Form ei-
nes Zeitblocks, den die Arbeitskräfte weniger im Betrieb an-
wesend sind, oder in Form von Mehrurlaub bzw. von Frei-
schichten realisiert werden. Eine Verkürzung der Wochen-
arbeitszeit in Form eines Zeitblocks kann (z. B. beim Denk-
modell der 35-Stunden-Woche) derart erfolgen, daß der be-
treffende Facharbeiter an einem Wochentag statt bisher 8 
nunmehr 3 Stunden arbeitet, während die Betriebszeit wei-
terhin die übliche Länge aufweisen kann. Es wäre ein rotie-
rendes System denkbar, bei dem die jeweils betriebsnotwen-
dige Facharbeiterbesatzung gewahrt wäre. Der entstehende 
Mehrbedarf an Facharbeitern für die Instandhaltung wäre -
bei etwa gleichbleibendem individuellen Arbeitspensum – 
der Arbeitszeitverkürzung annähernd proportional. 
Ähnliches gilt, wenn Arbeitszeitverkürzungen in Form von 
Mehrurlaub bzw. Freischichten realisiert werden, wobei die 
Betriebszeit für den Fall konstant gehalten werden kann, daß 
ein evtl. betriebsüblicher Werksurlaub, bei dem die 
Produktion während eines bestimmten Zeitraums eingestellt 
wird, nicht im Zuge des Mehrurlaubs verlängert wird, wozu 
mit der Einführung von Mehrurlaub kein prinzipieller 
Anlaß gegeben ist. 
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2.3 Formen der Arbeitszeitverkürzung und betrieblicher 
Reaktionspotentiale 

2.3.1 Einführung bzw. Verlängerung von Erholzeiten 
Die Aussagen über die arbeitsorganisatorisch und technisch 
bestimmten betrieblichen Reaktionspotentiale sollen nach-
folgend am Beispiel der Erholzeiten empirisch fundiert wer-
den. Diese Form der Arbeitszeitverkürzung ist u. E. bisher 
sehr zu Unrecht kaum auf ihre möglichen Absorptionseffekte 
hin untersucht worden. Im Zentrum entsprechender Auswir-
kungsanalysen standen bislang vor allem Untersuchungen 
zum ermüdungsbedingten Leistungsabfall und Pausenbedarf 
sowie zur Zweckmäßigkeit der Pauseneinteilung, was sich 
dadurch erklärt, daß sich die Forderungen nach Einführung 
bzw. Ausweitung von Erholzeiten vor allem vom Regenera-
tionsbedarf der Arbeitskräfte herleiteten. Nun wird aber in 
letzter Zeit vor allem von der IG Metall der Versuch unter-
nommen, anstelle traditioneller Akkordregelungen, die einen 
,,ausreichenden“, zahlenmäßig aber nicht fixierten Zeitzu-
schlag für Erholungszeiten und persönliche Bedürfniszeiten 
vorsehen und in der betrieblichen Praxis häufig nicht einge-
halten werden17), genau fixierte einheitliche Erholzeiten für 
alle unter Akkordlohnbedingungen tätigen Arbeitskräfte 
durchzusetzen, deren Dauer nicht – wie bis dato – streng an 
die physiologischen Kriterien der biologischen Arbeitsermü-
dung gebunden sein soll. Einen tarifgeschichtlich diesbezüg-
lich wichtigen Durchbruch stellt der 1973 abgeschlossene 
Lohnrahmentarifvertrag II für die Metallindustrie von 
Nordwürttemberg und Nordbaden dar, der u.a. die Einfüh-
rung von 5 Minuten Erholpause und 3 Minuten persönliche 
Verteilzeit pro Stunde beinhaltet.18) 
Einheitliche Erholzeiten haben insofern einen positiven Be-
schäftigunseffekt, als sie die Unternehmen im Regelfall zwin-
gen, zusätzliche Arbeitskräfte in den Produktionsprozeß ein-
zugliedern oder zumindest weniger Arbeitskräfte einzuspa-
ren bzw. einzusetzen, als es sonst der Fall gewesen wäre. Ver-
breiteten Annahmen über die Neutralisierung möglicher Be-
schäftigungseffekte von Arbeitszeitverkürzungen durch 
nachfolgende Leistungsverdichtung entgegen steht die Tatsa-
che, daß in Betrieben mit geregelter Zeitenbestimmung – wie 
an früherer Stelle bereits erwähnt – einer allgemeinen und 
kurzfristig wirksamen Leistungsverdichtung Grenzen gesetzt 
sind.19) 
Am Beispiel des Lohnrahmentarifvertrages II läßt sich so-
wohl die Entstehung eines Personalmehrbedarfs wie auch die 
partielle Neutralisierung von möglichen Beschäftigungseffek-
ten zeigen. Zunächst verkürzt die Einführung geregelter Er-
holungspausen im Umfang von 5 Minuten pro Stunde die ef-
fektive Wochenarbeitszeit pro Beschäftigten auf 36 Stunden 
und 40 Minuten (entsprechend 8,3%). 
Im Falle einer vor dem Wirksamwerden der Pausenregelung 
bereits bestehenden Vollauslastung der Produktionskapazitä- 

17) Vgl. Rahne, P., Gewerkschaftliche Ansätze zur Veränderung der Arbeitszeit, 
in: Gewerkschaftliche Monatshefte, Nr. 7/1974, S. 440 f. 

18) Außerhalb der Metallindustrie sind tarifliche Vereinbarungen zu 
Erholungspausen bei Akkordarbeit vor allem in der Nahrungs- und 
Genußmittelindustrie abgeschlossen worden. Vgl. z. B. den MTV 
Erfrischungsgetränkeindustrie Nordrhein-Westfalen vom 23. 11. 76 (bei 
fließender Fertigung 6 Minuten Kurzpause bei evtl. Einsatz von Springern) und 
den MTV Süßwarenindustrie Bundesgebiet (mindestens 6 Minuten Kurzpause 
innerhalb von 2 Stunden bei evtl. Einsatz von Springern). Den Hinweis hierauf 
entnahmen wir dem Handelsblatt vom 29. 5. 1979. 

19) Vgl. zum Beispiel die Bestimmune in einem Tarifvertrag für den Bereich der 
Volkswagenwerke AG, wonach der Zeitfaktor und die sich daraus ergebenden 
Soll-Mengenleistung nur geändert werden dürfen, „wenn diese durch 
Änderung des Arbeitsverfahrens, der Arbeitsmethode, des 
Arbeitsgegenstandes, der Arbeitsbedingungen oder durch Fehler begründet 
sind.“ Vgl. Tarifvertrag über die Grundsätze der Entlohnung für die VW AG 
vom 1. 2. 1979, §9. 

20) In aller Regel wird die Gesamtpausenzeit so geteilt, daß sich zwei bis drei 
größere Pausen ergeben. Längere Pausen haben den Vorteil, daß der Kreis der 
abzulösenden Arbeitskräfte (das Ablöseverhältnis) nicht übermäßig groß wird. 
Dadurch gehen zum einen weniger Wegezeiten verloren und zum anderen 
reduzieren sich eventuelle Einübungsschwierigkeiten. 

ten wird der Betrieb, sofern er das Produktionsvolumen auf-
rechterhalten will, zum organisatorischen Mittel des 
Springereinsatzes greifen. Damit vermag er die Differenz 
zwischen Anlagenlaufzeit und individueller Arbeitszeit zu 
überbrücken. Wie oben bereits erwähnt, kommt es für den 
Fall des Springereinsatzes zu einem – gemessen am Quantum 
des Arbeitszeitausfalls -überproportionalen Beschäftigungs-
effekt. Der Bedarf von Arbeitskräften pro Anlage errechnet 
sich dann nach der Formel: 

 
Anhand eines Beispiels, das auf den Lohnrahmentarifvertrag 
II rekurriert, soll die Berechnungsweise erläutert werden. 
Nach dem Lohnrahmentarif II sollen die Erholzeiten pro 
Mann und Schicht 8x5 = 40 Minuten betragen, wobei zu-
nächst noch offen bleibt, in welcher Weise die Pausen u. U. 
gebündelt werden.20) Berücksichtigt man, daß ein Springer 
aufgrund von Wegezeiten, fehlendem Ablösebedarf zu Beginn 
und vor Ende einer Schicht nur zu einer kürzeren Zeit als Ab-
löser eingesetzt wird – in einem realen betrieblichen Beispiel 
sind es nur 282 Minuten – dann kann zunächst berechnet wer-
den, welcher Bruchteil eines Springers, bzw. der Arbeitszeit 
eines Springers, auf einen abzulösenden Arbeiter entfällt. Die 
Anzahl an Springern je Arbeitskraft ist abhängig von der 
Länge der abzulösenden Pausen je Arbeitskraft und der Ablö-
sezeit des Springers, im Beispiel ergibt sich ein Springeranteil 
pro Arbeitskraft von 0,142. D. h., daß die Gesamtzahl der 
Arbeitskräfte die Anlagebesatzung um 14,2% übersteigt. 
Das Springer-System steht für eine bestimmte Form der Pau-
senorganisation, nämlich die individuelle Pause, wenngleich 
die Pauseneinteilung nicht in das Belieben der einzelnen 
Arbeitskräfte gestellt ist. Es gibt gewisse Pausenintervalle, 
aber keine geschlossene Erholpause für einen ganzen Bereich. 
Die geschlossene Erholpause, bei der ein ganzer Bereich 
gleichzeitig eine Pause einlegt, enthält a priori keine eindeuti-
gen Beschäftigungseffekte. Zu unterscheiden sind grob drei 
verschiedene Konstellationen. Im ersten Fall sind sowohl 
Arbeitskräfte wie Maschinen und Anlagen unterausgelastet. 
Die Einführung bzw. Verlängerung von Erholzeiten indu-
ziert in diesen Fällen keinen positiven Beschäftigungseffekt; 
sofern sich die Unterauslastung gleichmäßig verteilt, bedarf es 
im Zuge der Arbeitszeitverkürzung durch Pausen auch keiner 
Neuorganisation der Arbeit. Im zweiten Fall sind zwar die 
Arbeitskräfte voll ausgelastet, nicht aber die produktions-
technischen Kapazitäten. Bei einer hohen Einsatzflexibilität 
der Arbeitskräfte bedarf es dann unter der Voraussetzung 
gleichbleibender Produktionsvolumina einer Ausweitung des 
Personaleinsatzes, um den personellen Kapazitätsausfall zu 
kompensieren. Einen Sonderfall stellt schließlich jener Fall 
dar, wo bei pausenbedingter Senkung der Schichtnutzungs-
zeit von Anlagen das Produktionsvolumen über eine höhere 
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Geschwindigkeit der Bänder und eine gleichzeitige Erhöhung 
des Personalbesatzes gehalten wird. Derartige Anpassungs-
maßnahmen finden sich insbesondere in den Bänderbereichen 
der Produktion (z. B. bei der Endmontage von Automobi-
len). Dabei handelt es sich wohlgemerkt um keine Leistungs-
intensivierung – zumindest ist sie in der Logik dieser Anpas-
sungsform keine Notwendigkeit. Wichtig ist hier vor allem, 
daß durch Neuabgrenzungen des Umfangs der Arbeitsauf-
gabe die aufgabenspezifische Ausführungszeit und damit die 
vorzugebende Taktzeit variiert werden kann.21) Dies kann 
entweder durch Reduzierung des Arbeitsinhalts der Arbeits-
kräfte (mit dem unerwünschten Effekt fortschreitender in-
haltlicher Verarmung der Tätigkeiten22) oder durch eine an-
nähernde Verdopplung des Taktes erfolgen. Im Falle einer 
Verdopplung des Arbeitstaktes würden die ,,Arbeitsinhalte“ 
sogar erweitert, die Arbeitsoperationen eines jeden Beschäf-
tigten im Bandbereich würden sich nicht mehr auf alle im Fer-
tigungsfluß vorbeilaufenden Werkstücke beziehen, sondern 
nur auf jedes zweite. Beiden Fällen der Anpassung ist gemein, 
daß die Laufzeit der Anlagen pro Schicht insgesamt im Um-
fang der pausenbedingten Arbeitszeitverkürzung sinkt, die 
Erzeugnismenge aber c.p. gleichbleibt. Mit der zum Zwecke 
der Mengenkompensation notwendigen Erhöhung der Band-
geschwindigkeit und des Personalbesatzes geht deshalb eine 
Variation der Arbeitsteilung einher, die die beteiligten 
Arbeitskräfte mit umfangmäßig und/oder inhaltlich abge-
wandelten Arbeitsaufgaben konfrontiert. Der sich daraus er-
gebende Personalmehrbedarf bemißt sich danach, wie viele 
Arbeitsstationen bei vorgegebener Schichtnutzungszeit der 
Anlagen (im Falle des LRTV II z. B. 480 Min. – 40 Minuten 
Erholzeit = 440 Min. effektive Arbeitszeit) und Erzeugnis-
menge unter der Bedingung notwendig sind, daß die Summe 
der Leerzeiten aller Bearbeitungsstationen ein Minimum 
wird. 
Wie sich zeigt, sind die Beschäftigungseffekte je nach Form 
der Anpassung an durch Erholungspausen verkürzte Arbeits-
zeiten sehr verschieden. Personalbedarfsrechnungen aus ei-
nem großen Automobilkonzern, in dem – zusätzlich zu einer 
schon 1976 vereinbarten zehnminütigen Erholzeit – von 1979 
an weitere Erholpausen tarifiert wurden, die eine Verringe-
rung der Arbeitszeit um 3,14% ausmachen, zeigen z. B. für 
den Bereich der Montagen, daß – immer unter der Annahme 
gleichbleibender Erzeugnismengen -bei durchgängigem Ein-
satz von Springern (Alternative I) aktuell ein Personalmehr-
bedarf von 5% entstünde. Der Mehrbedarf reduziert sich auf 
3,9%, wenn Alternative II, d. h. die Umtaktung der Bänder 
gewählt wird. Beschränkt man die Wirkungsanalyse nur auf 
ein Werk dieses Konzerns, in dem ca. 8000 Beschäftigte (über 
zwei Schichten) an den Montagebändern arbeiten, so entsteht 
aufgrund der Verlängerung der Erholpausen demnach rech-
nerisch ein Mindestmehrbedarf von 312 Arbeitskräften allein 
im Montagebereich. Positive Beschäftigungseffekte dieses 
Umfangs werden aber natürlich vereitelt, wenn es, wie im 
Falle der Daimler-Benz AG – unter Zustimmung der Beleg-
schaftsvertretung – im Bereich der Endmontage zu einer An-
hebung des Leistungsgrades um 3% kommt.23) 
Die Untersuchung zeigt, daß der Betrieb außer im Bereich der 
Wagenend- und Fertigmontage nur noch in zwei quantitativ 

21) Vgl. zu den Problemen der quantitativen Anpassung bei Fließbandfertigung 
Reiner Steffen, Produktionsplanung bei Fließbandfertigung, Wiesbaden 1977, 
S. 28 f. 

22) Eine solche Form der Anpassung würde aber, sofern sie in den 
Gültigkeitsbereichen entsprechender Tarifverträge erfolgt, mit der im LRTV II 
sowie im Tarifvertrag über die Grundsätze der Entlohnung bei der 
Volkswagenwerk AG vom l. 2. 79 enthaltenen Aufforderung kollidieren, die 
Arbeitsinhalte auf 1,5 – Minuten – Takte auszuweiten. 

23) Vgl. Carl, P., Folgen der Arbeitszeitverkürzung: Unkalkulierbare Risiken, in: 
Manager-Magazin Nr. 8/1978, S. 22. 

24) Vgl. Mendius, H. G., Arbeitszeit und Arbeitsmarkt – Zu Voraussetzungen und 
Möglichkeiten beschäftigungswirksamer Interessenvertretung, in: WSI-
Mitteilungen Nr. 4/1974, S. 202 ff. 

weit weniger stark besetzten Produktionsabteilungen, näm-
lich der Kabelfertigung sowie der Polsterei, von der arbeits-
organisatorischen Variabilität, aber auch von der Kapazitäts-
auslastung her vor der Wahl zwischen den zwei genannten Al-
ternativen steht, wobei es aufgrund der großen Differenz hin-
sichtlich des Personalmehrbedarfs klar ist, daß das Springer-
system in diesen Bereichen im Regelfall keine Chance hat. In 
einem anderen Bereich dagegen, dem hochkapitalintensiven 
Preßwerk, entscheidet sich das Unternehmen für den Einsatz 
von Springern und nimmt dabei einen arbeitszeitinduzierten 
Mehrbedarf an Arbeitskräften in Höhe von 5,0% in Kauf. In 
allen übrigen Bereichen der Produktion wird nach Tätigkei-
ten und Anlagen differenziert, teilweise das Springerverfah-
ren eingesetzt – was bedeutet, daß während der individuellen 
Inanspruchnahme von persönlichen Verteilzeiten, von Er-
holpausen oder auch von beidem die Fertigungsaggregate 
nicht angehalten werden -oder ein fest organisiertes Pausen-
regime praktiziert. Im Falle eines Verzichts auf die Springer-
regelung kommt es in Abhängigkeit von der Auslastung der 
Maschinen- und Anlagekapazitäten entweder, wie im Falle 
der Montage, zu der beschriebenen Erhöhung des Personal-
bestandes bei gleichzeitigem Neuzuschnitt der Tätigkeiten, 
oder die Anpassung beschränkt sich personalseitig auf die Be-
schäftigung von mehr Personen, die den durch die Arbeits-
zeitverkürzung bedingten Arbeitsausfall kompensieren, ohne 
daß sich am Zuschnitt der Tätigkeiten etwas ändert. Insge-
samt induziert die Arbeitszeitverkürzung von 3,14% in dem 
zur Veranschaulichung herangezogenen Unternehmen für all 
jene Bereiche, wo auf den Einsatz von Springern verzichtet 
wird, einen Mehrbedarf von Produktionsarbeitern (Akkord-
löhnern) in Höhe von 3,4%. Die Differenz verweist auf ge-
ringfügige Barrieren hinsichtlich der Personaleinsätzflexibili-
tät und auf Verluste an Einsatzzeit, die durch Arbeitsplatz-
wechsel entstehen. 
Es zeigt sich also, daß der Arbeitskräftemehrbedarf dort der 
Arbeitszeitverkürzung annähernd entspricht, wo infolge ge-
nügender Produktionskapazitäten ein Springereinsatz nicht 
erforderlich ist, während der Arbeitskräftemehrbedarf dort, 
wo Springer eingesetzt werden müssen, erheblich höher liegt. 

2.3.2 Abbau des Mehrarbeitsvolumens 
Eine Möglichkeit zur Absorption zusätzlicher Arbeitskräfte 
bzw. der Verminderung von Arbeitskräfteeinsparungen im 
Zuge laufender Rationalisierungsprozesse liegt auch im Ab-
bau von Mehrarbeit der im Betrieb vorhandenen Arbeitskräf-
te. D. h. Arbeitszeit, die die Beschäftigten in Form von Über-
stunden oder Sonderschichten über die tarifliche Arbeitszeit 
hinaus leisten, ließe sich auf mehr Arbeitskräfte verteilen, so 
daß effektive Arbeitszeit und tarifliche Arbeitszeit tendenziell 
angeglichen werden. In der Bundesrepublik liegt die durch-
schnittlich geleistete Wochenarbeitszeit regelmäßig über der 
tariflichen Wochenarbeitszeit, wobei es einen engen Zusam-
menhang mit der konjunkturellen Entwicklung im allgemei-
nen sowie mit der betrieblichen und Branchensituation im be-
sonderen gibt. Begründet ist dies durch das betriebliche Be-
streben, die Flexibilität des Personaleinsatzes über weitge-
hende Austauschbarkeit und vielseitige Einsatzbarkeit hinaus 
auch in bezug auf die zeitliche Verfügbarkeit der Arbeits-
kräfte sicherzustellen. Veränderungen der Absatzbedingun-
gen sollen möglichst ohne Veränderungen der Beschäftigten-
zahl aufgefangen werden können, was sich etwa darin aus-
drückt, daß viele Betriebe in Zeiten konjunkturellen Auf-
schwungs eher zur Mehrarbeit übergehen als daß sie Neuein-
stellungen vornehmen.24) Dabei erreicht das Mehrarbeitsvo-
lumen beträchtliche Dimensionen: So übersteigt die kranken-
standsbereinigte tatsächliche Arbeitszeit der Männer die tarif- 
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liehe Arbeitszeit um durchschnittlich 4,5 bis 10,5%25); in der 
Automobilindustrie wird das Mehrarbeitsvolumen der letz-
ten Jahre mit 5-7 % angegeben, wobei der Kreis der Betroffe-
nen kurzzeitig Mehrarbeit im Umfang von 25-30 % leistet.26) 

Nun zeigen Befragungen von Unternehmensleitungen über 
wahrscheinliche Reaktionen auf Verkürzungen der Wochen-
arbeitszeit oder Verlängerungen des Urlaubs, daß die Unter-
nehmen als erstes versuchen würden, den Ausfall an tarifli-
cher Arbeitszeit durch Mehrarbeit zu kompensieren.27) Da-
mit könnte gewiß auch ein pausenbedingter Arbeitszeitausfall 
ausgeglichen werden, so daß zwar ein Einkommenseffekt er-
zielt würde, aber keine Umverteilung der vorhandenen Ar-
beit. Von Unternehmerseite werden in der Diskussion über 
die beschäftigungspolitischen Konsequenzen eines beträcht-
lichen Mehrarbeitsvolumens in den letzten Jahren vielfältige 
Gründe dafür angeführt, weshalb Mehrarbeit in Form von 
Überstunden oder Sonderschichten auch in Zeiten größerer 
Arbeitslosigkeit angeblich unverzichtbar sei. In diesem Zu-
sammenhang wird behauptet, Mehrarbeit sei unabdingbar, 
um gelegentlich auftretende Engpässe der personellen Pro-
duktionskapazität zu überwinden, um die ,,Termintreue der 
deutschen Industrie“ sicherzustellen und krankheits- bzw. 
urlaubsbedingte höhere Abwesenheitsraten auszugleichen.28) 
Werden hier noch grundsätzliche Probleme der Abstimmung 
von Personalplanung und Produktionsplanung angespro-
chen, denen durch realistische Terminplanung bzw. durch 
Vorhaltung einer dem Umfang des durchschnittlichen Abwe-
senheitsstandes entsprechenden Personalreserve entsprochen 
werden kann – was ja überall dort, wo Belegschaftsvertretun-
gen aus arbeitsmarktpolitischer Rücksichtnahme nicht in 
übertarifliche Mehrarbeit einwilligen, auch geschieht – so ist 
ein anderes Argument, das bei bestimmten Berufsgruppen 
(vor allem im Facharbeitersektor) auf Rekrutierungspro-
bleme verweist, weit gewichtiger. Die gelegentliche Existenz 
derartiger Rekrutierungsengpässe sei nicht bestritten. Dessen 
ungeachtet sei wiederum an einem Beispiel verdeutlicht, wel-
che Beschäftigungseffekte sich ergeben würden, wenn auf ein 
bestimmtes Quantum an Mehrarbeit verzichtet würde. 
Nehmen wir einen deutschen Automobilkonzern, in dem im 
Jahre 1975 18 Sonderschichten gefahren wurden, um zusätz-
lich 45 000 Fahrzeuge zu produzieren. Unter Zugrundele-
gung von 466 regulären Schichten hätte sich im Falle eines völ-
ligen Verzichts auf Sonderschichten rein rechnerisch ein Per-
sonalmehrbedarf über das ganze Jahr von ca. 1000 Arbeits-
kräften ergeben. Diese Rechnung setzt allerdings voraus, daß 
entweder die Produktionsanlagen bei im Normalfall zwei-
schichtiger Produktion noch eine Kapazitätsreserve im Um-
fange von 3,9% (dies ist nämlich der Anteil der Sonderpro-
duktion am Jahresproduktionsvolumen) aufweisen oder daß 

25) Vgl. ebenda, S. 207. 
26) Vgl. Rainer Schultz-Wild, Betriebliche Beschäftigungspolitik in der 

Automobilindustrie während der Absatzkrise, in: Heribert Kohl (Hrsg.), 
Betriebliche Beschäftigungspolitik und Personalplanung -Beiträge und 
Materialien zur DGB-Fachtagung 1977, Köln 1978, S. 144. 

27) Vgl. G. Nerb u. a., Entwicklung und Bestimmungsgrößen der Beschäftigung in 
Industrie und Bauwirtschaft auf mittlerer Sicht, in: Mitteilungen aus der 
Arbeitsmarkt- und Berufsforschung, Nr. 2/1977, S. 291 ff. 

28) Vgl. Hans Fiedler, a. a. O., S. 368 f. 
29) Die Produktionstage ergeben sich aus der Zahl der Kalendertage vermindert um 

Samstage, Sonntage, Feiertage sowie Werksurlaub. Die Durchschnittszahl der 
Tage, die ein Belegschaftsmitglied arbeitet, ist geringer, vor allem bedingt 
dadurch,daß der individuelle Urlaublänger ist als der Werksurlaub und durch 
die Abwesenheit infolge von Krankheit. Im Beispiel der untersuchten 
Unternehmung wird im Werk durchschnittlich an 233 Tagen im Jahr voll 
produziert und eine Arbeitskraft arbeitet im Durchschnitt 193 Tage. 

30) Ott, A. E., a. a. O., S. 172. Ott geht deshalb von einer Arbeitszeitverkürzung 
von 2 Wochenstunden aus, weil dadurch die zu einem gegebenen Zeitpunkt 
bestehende reale Arbeitslosigkeit rein rechnerisch hätte beseitigt werden 
können. Er bezieht sich damit auf ebenfalls vollständig realitätsferne 
Globalberechnungen, bei denen eine schlichte Umverteilung eines gegebenen 
Arbeitszeitvolumens durch Verminderung der individuellen Arbeitszeit als 
Mittel zur Beseitigung der Arbeitslosigkeit angepriesen wird. Ott betrachtet 
ausschließlich die Verkürzung der Wochenarbeitszeit, wobei in seiner Vor-
stellung auch die Betriebszeit im gleichen Ausmaß verkürzt wird. Es sei hier 
daran erinnert, daß es organisatorisch weitgehend möglich ist, Betriebszeit und 
individuelle Arbeitszeit zu entkoppeln und damit die Betriebszeit 
aufrechtzuerhalten. 

die Möglichkeit besteht, an einer gewissen Zahl von Tagen in 
die dritte Schicht auszuweichen. Für diesen Fall ist aufgrund 
der bei fertigungstechnischen Großbetrieben gegebenen 
hochgradigen Teilbarkeit des Arbeitszeitvolumens von einem 
dem Mehrarbeitsausfall annähernd proportionalen Arbeits-
kräftemehrbedarf auszugehen. 
Diese Aussage verbietet sich, wenn das Produktionsvolumen 
nur durch Erweiterung der Produktionsanlagen zu fertigen 
ist. In diesem Fall kann der Personalmehrbedarf höher sein, 
gleichbleiben und er kann sogar geringer sein, wenn nämlich 
an den zusätzlichen Anlagen die Arbeitsproduktivität höher 
ist als an den bestehenden Anlagen. 

2.3.3 Urlaubsverlängerung 
Eine Urlaubsverlängerung führt im Produktionsbereich – un-
ter der Voraussetzung konstanter Produktion – zu einem 
Mehrbedarf sowohl von repetitiven Produktionsarbeitern als 
auch von Arbeitskräften, die in der Instandhaltung arbeiten. 
Basis für die Berechnung des Belegschaftsmehrbedarfs ist das 
Verhältnis von den Tagen, an denen im Unternehmen voll 
produziert wird (Produktionstage, P) zu den Tagen, die eine 
Arbeitskraft im Durchschnitt pro Jahr arbeitet (Arbeitstage, 
B).29) Die Gesamtzahl an Arbeitskräften (A), die im Schnitt 
zu beschäftigen ist, beträgt demnach ein Vielfaches der An-
zahl, die technisch-organisatorisch zur Produktion notwen-
dig wäre (kurz: Sollstärke, S) nämlich: 

 

Dabei handelt es sich – im Bereich repetitiver Produktionsar-
beit – z.T. um Vollarbeitskräfte, die neu eingestellt werden, 
teils aber auch um Arbeitskräfte, die als Urlaubsvertretung 
nur zeitweise eingestellt werden. In der untersuchten Unterneh-
mung wird davon ausgegangen, daß dieser rechnerische 
Mehrbedarf zu 70% auch tatsächlich zu Mehreinstellungen 
bzw. zu Einstellungen von Aushilfskräften führt. Die Be-
schäftigungswirkungen sind deshalb geringer als nach der Be-
rechnung, weil z.B. bei Facharbeitern auch kurzfristig eine 
Arbeitsintensivierung möglich ist und besonders deshalb, 
weil Urlaubstage u. d. R. um Feiertage gehäuft genommen 
werden. In dieser Zeit ist die Produktion (und auch die 
Arbeitsproduktion) geringer, was zur Folge hat, daß nicht in 
dem Ausmaß Aushilfskräfte eingestellt werden, daß der rech-
nerische Mehrbedarf an Arbeitskräften voll abgedeckt wäre. 

3. Betriebsgröße und Arbeitszeitverkürzung 
Im folgenden Zitat wird exemplarisch verdeutlicht, bis zu 
welchem Grade der Simplifizierung in der Diskussion über 
die Wirkung arbeitszeitverkürzender Maßnahmen die Argu-
mentation getrieben werden kann: 
,,Erst ab einer Betriebsgröße von 19 Arbeitern fehlen nach 
Herabsetzung der Arbeitszeit um je 2 Wochenstunden genau 
die 38 Wochenstunden des zusätzlich einzustellenden Arbei-
ters. Die große Anzahl der kleinen Unternehmungen kann 
demnach auf diesem Wege nichts zur Beseitigung der Arbeits-
losigkeit beitragen.“30) 
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Ähnlich argumentiert der Arbeitgeberverband „Gesamtmetall“ 
zum Komplex Urlaubsverlängerung.31) 
Freilich wird von ,,Gesamtmetall“ klargestellt, daß auch 
Großunternehmen ,,aus einer bestimmten Anzahl mehr oder 
weniger großer Betriebe bestehen, die wiederum in einzelne 
Betriebs- oder Verwaltungsabteilungen untergliedert 
sind.“32) Ott dagegen verwendet die Begriffe Betrieb und Un-
ternehmen synonym. Bemüht man seine Berechnungsmethode 
als Anleitung zur Interpretation von Statistiken, wie es von 
anderer Seite getan wird33), um die Unternehmen unterhalb 
einer bestimmten Beschäftigtenzahl als für zusätzliche 
Einstellungen ungeeignet auszuschließen, so erhält man, wie das 
Zitat aus der Verlautbarung von ,,Gesamtmetall“ verdeutlicht, 
ein falsches Resultat: In der Realität würden sogar noch mehr 
Unternehmen als „ungeeignet“ auszuscheiden sein, wenn die 
Betriebsgröße tatsächlich die ihr zugeschriebene Bedeutung 
besäße. Otts Argumentation wird scheinbar gestützt durch die 
Inhomogenität der Tätigkeitsstruktur in industriellen Klein- 
und Mittelbetrieben. Berücksichtigt man dies, dann scheint 
selbst die Mindestbetriebsgröße noch nicht den notwendigen 
Schwellenwert zu bilden, von dem ab die Einstellung einer 
zusätzlichen Arbeitskraft möglich würde. Denn durch die 
Arbeitszeitverkürzung fallen z. B. ,,4 Dreherstunden, 2 
Werkzeugmacherstunden, l Meisterstunde, l 
Konstrukteursstunde, l Pförtnerstunde, 2 Buchhalterstunden 
usw.“ aus und es gibt keinen „Dreher-Buchhalter-Pförtner-
Werkzeugmacher-Springer“.34) 

Schließlich wird gerade für Kleinbetriebe häufig die begrenzte 
Maschinenkapazität und die Limitationalität im Einsatzver-
hältnis von Arbeitskraft und Maschine als hemmender Faktor 
genannt, z. B. weil für die zusätzliche Arbeitskraft keine Ma-
schine zur Verfügung stünde. Auf die Limitationalitätspro-
blematik wurde bereits an früherer Stelle eingegangen. Daß 
die Annahmen von Ott u. a. nicht die Realität einfangen, läßt 
sich aber auch an folgendem zeigen: Betriebe des Handwerks 
(soweit sie über einen Maschinenpark verfügen) sowie kleinere 
und mittlere Betriebe der metallverarbeitenden Industrie 
31) Vgl. Gesamtverband der metallindustriellen Arbeitgeberverbände e.V. 

(Gesamtmetall) (Hrsg.), Was gegen mehr Urlaub spricht, in: Informationen der 
Metallindustrie, Ausgabe 10, Köln November 1978, ohne Seitenangaben. In 
diesem Sinne auch: Fiedler, H., Die 35-Stunden-Woche – Arbeitszeitverkürzung 
als Allheilmittel? in: Fortschrittliche Betriebsführung/Industrial Engineering, 
27/1978, Heft 6, S. 366 ff., hier: S. 369. 

32) Gesamtverband der metallindustriellen Arbeitgeberverbände e.V. (Hrsg.), a. a. O. 
33) So scheiden Fiedler zufolge, der die kritische Betriebsgröße wegen anderer 

Annahmen bei 50 Beschäftigten ansetzt, ca. 72 500 sog. Kleinunternehmen von 
den insgesamt ca. 96 000 Industrieunternehmen für die Einstellung zusätzlichen 
Personals aus. H. Fiedler, a. a. O., S. 369. 

34) Ebenda. 
35) Das gilt insbesondere in verschiedenen Zweigen des Handwerks. 
36) Außerdem kann der Maschinenpark gerade bei Klein- und Mittelbetrieben einen 

Druck zur Ausweitung oder zumindest Aufrechterhaltung der Produktion 
erzeugen; denn zeitabhängige Abschreibungskosten, die unabhängig von der 
Nutzungsdauer der Maschinen zu kalkulieren sind, würden infolge einer 
Rücknahme der Produktion – wenn also Arbeitszeitverkürzungen nicht durch 
zusätzliche Einstellungen kompensiert werden und vorausgesetzt, das alte 
Produktionsvolumen kann bei Arbeitszeitverkürzungen auch durch erhöhte 
Arbeitsintensivierung nicht realisiert werden – voraussichtlich nur zu einem 
geringeren Teil als bei vorheriger, größerer Produktion über den Umsatz tat-
sächlich verdient werden. Erfolgte die Arbeitszeitverkürzung ohne 
Lohnausgleich, dann würde die Rücknahme der Produktion, von der Kostenseite 
betrachtet, die schlechtere Alternative darstellen und auch bei einer 
Arbeitszeitverkürzung mit Lohnausgleich ist ein Teil der zusätzlichen 
Arbeitskosten (bei Neueinstellungen) gegen die zeitabhängigen Fixkosten 
aufzurechnen. 

37) So sind etwa die Handwerker in Tischlereibetrieben i. d. R. in der Lage, mit allen 
Maschinen umzugehen. Die einzelnen Arbeitskräfte sind nicht auf einen 
bestimmten Teilausschnitt der Gesamtarbeit spezialisiert, sondern können 
prinzipiell alle zur Produktion eines Werkstückes notwendigen Arbeiten 
ausführen. Im allgemeinen arbeiten sie während des Arbeitstages an 
verschiedenen Maschinen, wobei die Organisation sich eher ungeplant ergibt. 

38) Vgl. Weltz, F., u. a., Facharbeiter im Industriebetrieb – Eine Untersuchung in 
metallverarbeitenden Betrieben, Frankfurt 1974, S. 53-59. 

39) Vgl. ebenda, S. 54 ff. Weltz u. a. zitieren z. B. einen Personalleiter, der sagt: „Der 
Facharbeiter ist im Einsatz flexibler, er kann z. B. ohne weiteres je nach Bedarf 
zum Fräsen, Drehen oder Schleifen eingesetzt werden.“ Ebenda, S. 54. 

40) Zitiert nach Weltz, F., u. a., a. a. O., S. 55 f. 
41) Für die Pförtnerstunde gilt das aber nur deshalb, weil ein teurer Facharbeiter 

nicht als Pförtner eingesetzt wird. 
42) Ähnlich argumentieren auch D. Kunz und W. G. Müller. Vgl. ihren Aufsatz: 

Produktivitätsorientierte Arbeitszeitverkürzung als beschäftigungspolitisches 
Instrument, in: MittAB 4/1977, S. 504. 

verfügen i. d. R. über eine bestimmte Mindestanzahl unter-
schiedlicher Bearbeitungsmaschinen.35) Die Maschinen wer-
den erfahrungsgemäß nicht während des gesamten Arbeitsta-
ges genutzt, sind also -von evtl. Ausnahmen abgesehen -un-
terausgelastet. Diese Minderauslastung des Maschinenparks 
würde also in einem gewissen Rahmen die zusätzliche Einstel-
lung von Arbeitskräften erlauben, ohne daß Erweiterungsin-
vestitionen notwendig würden.36) 
Freilich ergibt sich damit die Frage, ob die Arbeitskräfte auch 
in der Lage sind, diese Maschinen zu bedienen und ob es 
arbeitsorganisatorisch möglich ist, den Personalmehreinsatz 
auch zu steuern. Zu klären ist demnach die Bedeutung der 
Einsatzflexibilität der Arbeitskräfte in Klein- bzw. Mittelbe-
trieben. Zunächst kann davon ausgegangen werden, daß die 
Arbeitsqualifikationen der Beschäftigten eines Handwerks-
betriebes insoweit ähnlich sind, daß innerhalb einzelner Be-
rufsgruppen eine Einsatzflexibilität im Sinne der Möglichkeit 
von wechselnden Arbeitsausführungen gegeben ist.37) 

Einer Untersuchung von Weltz u. a. zufolge scheint auch bei 
Facharbeitern in der metallverarbeitenden Industrie insge-
samt ein beachtliches Maß an Austauschbarkeit gegeben zu 
sein.38) So wird von Personalleitern, die nach der besonderen 
Bedeutung der Facharbeiter für den Betrieb befragt wurden, 
am häufigsten deren Einsatzflexibilität genannt.39) Diese Ein-
satzflexibilität erlaubt es auch, daß Facharbeiter – im Gegen-
satz zu Angelernten – als Springer eingesetzt werden können, 
eine Möglichkeit, die betriebsnotwendig ist, wie die Aussage 
eines Personalleiters unterstreicht: 
,,(. . .) Durch die wechselnde Produktion und die Vielfältig-
keit des Produktionsprogramms ist ein Mann nicht immer 
voll auslastbar in einer Abteilung; das bedeutet, daß die Leute 
Springer sein müssen und das kann kein Angelernter sein 
(.. .).“40) 
Zwar wird damit z. B. die Pförtnerstunde oder die Buchhal-
terstunde nicht abgedeckt41), aber insgesamt relativieren ge-
rade auch die Untersuchungsergebnisse von Weltz u. a. das 
Inhomogenitätsproblem doch sehr stark. 
Im letzten Zitat wird außerdem eine andere Argumentations-
linie deutlich, die ebenfalls die Homogenitätsfrage zum Ge-
genstand hat und darüber hinaus generell zum Problem klei-
ner Betriebsgrößen hinführt. Die Auslastung in kleinen Be-
trieben schwankt relativ stark, d. h. Spitzenbelastungen und 
relative Unterauslastungen wechseln sich ab, wobei es aber zu 
jeder Zeit Unterschiede in der Auslastung zwischen einzelnen 
Betrieben und innerhalb von Betrieben wiederum zwischen 
einzelnen Arbeitskräften bzw. Gruppen von Arbeitskräften 
geben wird. Für kleinere Betriebe scheint es normal zu sein, 
daß je nach Auftragslage die vorhandene Arbeit einmal ge-
streckt wird und ein anderes Mal eine sehr intensive Ausla-
stung der Personalkapazität erfolgt. Durch die Flexibilität im 
Facharbeitereinsatz werden in Zeiten hoher Auslastung für 
das Unternehmen gewisse Arbeitskraftreserven ausschöpf-
bar. Dennoch aber wird auch dann ein gewisser Grad zufällig 
verteilter Unterauslastung der Arbeitskräfte bestehen, der 
über die verschiedenen Betriebe streut und bei keiner noch so 
guten Konjunkturlage völlig verschwinden wird. 

Und genau aus diesem Grunde ist nichts Ungewöhnliches 
darin zu sehen, wenn ein kleinerer Betrieb infolge einer 
Arbeitszeitverkürzung eine zusätzliche Arbeitskraft einstellt, 
selbst wenn zur Aufrechterhaltung des bisherigen Produk-
tionsvolumens z. B. nur eine halbe zusätzliche Arbeitskraft 
gebraucht würde.42) 
Die Reaktion wird bei den Einzelbetrieben sehr unterschied- 
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lich sein: Abhängig z. B. von Erwartungen über zukünftige 
Aufträge, von Unternehmenszielen etc. werden einige Be-
triebe zusätzliche Arbeitskräfte einstellen und andere nicht. 
Diese anderen aber werden kaum mit einer Reduktion der Be-
schäftigtenzahl reagieren, so daß per Saldo zusätzliche Ein-
stellungen auch im Gesamtbereich der Klein- und Mittelbe-
triebe zu erwarten sind.43) 
Für insgesamt positive Beschäftigungswirkungen von 
Arbeitszeitverkürzungen im Bereich der hier betrachteten 
Unternehmen spricht auch, daß das Gesamtangebot -je nach 
Konjunkturlage und mithin die Möglichkeit des Ausgleichs 
der anfallenden Beschäftigungsstunden durch Intensivierung 
der Arbeit – fallen müßte, wenn kein Betrieb Mehreinstellun-
gen vornehmen würde. Dadurch würde, bei gegebener Nach-
frage, eine Tendenz zu Preissteigerungen ausgelöst, die gene-
rell einen Anreiz zur Ausdehnung des Angebots und infolge-
dessen auch zu Mehreinstellungen auslösen würde.44) Das 
trifft insbesondere für Betriebe mit Expansionsabsichten zu, 
da für diese die Überwälzung evtl. infolge der Arbeitszeitver-
kürzung steigender Lohn- und anderer -kosten leichter mög-
lich würde, somit ihre Expansionsabsichten weiter begünstigt 
würden. Diese Ausführungen zur Betriebsgrößenfrage legen 
den Schluß nahe, daß insgesamt auch im Bereich von Klein-
und Mittelbetrieben durch Arbeitszeitverkürzungen positive 
Beschäftigungswirkungen zu erwarten sein werden. 

4. Zusammenfassung 
Am Beispiel der für Großbetriebe der Automobilindustrie 
charakteristischen Produktionsbedingungen konnte gezeigt 
werden, daß die Limitationalität im Einsatzverhältnis von 
Sachkapital und Arbeit kurzfristig keineswegs positive Be-
schäftigungseffekte von Arbeitszeitverkürzungen verhindern 
muß, die prinzipiell zum einen im Abbau aktueller Arbeitslo-
sigkeit und zum anderen in der Verhinderung zukünftiger 
technologischer Arbeitslosigkeit zu sehen sind. Im Bereich 
repetitiver Produktionsarbeit ist vielmehr die Einsatzflexibili- 

43) Diese Gesamtreaktion ist unabhängig von der jeweiligen konjunkturellen Lage 
zu erwarten, wenn auch davon auszugehen ist, daß in Krisenzeiten die 
Unterauslastung der Arbeitskräfte größer ist und infolgedessen die Spielräume 
für eine intensivere Auslastung der vorhandenen Arbeitskräfte ebenfalls größer 
sind. Infolgedessen wird die kurzfristig wirksame Nachfrage nach 
Arbeitskräften je nach Konjunkturlage unterschiedlich hoch sein. Die 
Argumentation, nach der auch in Klein – und Mittelbetrieben 
Neueinstellungen infolge von Arbeitszeitverkürzungen vorgenommen werden, 
wird auch durch eine empirische Untersuchung des Instituts für Arbeitsmarkt- 
und Berufsforschung und des Ifo-Instituts unterstützt, nach der Klein- und 
Mittelbetriebe bei Arbeitszeitverkürzungen sogar die Belegschaft in stärkerem 
Ausmaß erhöhen wollten als Großbetriebe. Vgl. Nerb, G., u. a., Struktur, 
Entwicklung und Bestimmungsgrößen der Beschäftigung in Industrie und 
Bauwirtschaft auf mittlere Sicht, in: MttAB 2/1977, S. 299. Allerdings sollten 
diese konjunkturellen Aspekte auch hier nicht den Blick dafür verstellen, daß 
eine dauerhafte Arbeitszeitverkürzung ganz unabhängig davon, ob aktuell 
Arbeitslose in den Arbeitsprozeß integriert werden, längerfristig dadurch 
positive Beschäftigungswirkungen zeitigt, daß ein zukünftiger 
Beschäftigungsabbau verringert wird. 

44) Es ist allenfalls denkbar, daß in sehr kleinen Handwerksbetrieben, wo das 
Betriebsziel des Inhabers in der Erzielung eines angemessenen Einkommens 
besteht, der Inhaber gerade dann versuchen könnte, durch gewisse individuelle 
Mehrarbeit infolge von Arbeitszeitverkürzungen entstandene Mindereinkünfte 
auszugleichen. Dadurch würde die Summe der Mehreinstellungen verringert 
werden. 

tät der dort tätigen Arbeitskräfte Ursache dafür, daß positive 
Beschäftigungseffekte auch bei limitationalem Einsatzver-
hältnis von Sachkapital und Arbeit möglich und in der Groß-
serienfertigung auch realisiert werden, und zwar prinzipiell 
unabhängig davon, welche Form von arbeitszeitverkürzen-
den Maßnahmen gewählt wird. Das Ausmaß der positiven 
Beschäftigungseffekte ist dabei, wie am Beispiel der Erhol-
pausen gezeigt werden konnte, um so größer, je höher der 
Auslastungsgrad der Produktionskapazitäten vor Einführung 
der Arbeitszeitverkürzungen war, da bei sehr hohem Ausla-
stungsgrad ein gegebenes Produktionsvolumen nur durch den 
Einsatz von Springern realisiert werden kann, deren effektive 
Arbeitszeit geringer als die der Normalarbeitskräfte ist. Einen 
Sonderfall stellen Montagelinien dar, wo der Ausfall an Anla-
gennutzungszeit durch ein Umtakten der Bänder sowie einen 
höheren Arbeitskräfteeinsatz bei gleichzeitigem Neuzu-
schnitt der Arbeitsinhalte kompensiert werden kann. Im Ge-
gensatz zur repetitiven Produktionsarbeit, wo einer kurzfri-
stigen Arbeitsintensivierung vor allem ein System nicht belie-
big veränderbarer Vorgabezeiten entgegensteht, ist bei der In-
standhaltung eine Intensivierung dadurch leichter möglich, 
daß Instandhaltungsmöglichkeiten typischerweise Rationali-
sierungsreserven in Form von passiven Wartezeiten enthal-
ten. Aus diesem Grunde ist hier, wie auch bei anderen Zeit-
lohnarbeiten, für den Fall von arbeitszeitverkürzenden Er-
holpausen kaum mit positiven Beschäftigungswirkungen zu 
rechnen. Diese Form der Arbeitszeitverkürzung ist für den 
Bereich der Instandhaltung, sofern positiver Beschäftigungs-
effekte erzielt werden sollen, weitgehend irrelevant. Positive 
Beschäftigungswirkungen sind hier bei anderen Formen von 
Arbeitszeitverkürzungen eher wahrscheinlich. 
Als weiteres Ergebnis dieses Beitrags bleibt festzuhalten, daß, 
entgegen häufig geäußerter Vorstellungen, die Betriebsgröße, 
gemessen an der Anzahl der Beschäftigten, keinen Schwel-
lenwert bildet, unter dem von vornherein positive Beschäfti-
gungswirkungen arbeitszeitverkürzender Maßnahmen aus-
zuschließen wären. Da für Klein- und Mittelbetriebe ein ge-
wisser Grad an Unterauslastung von zumindest einigen 
Arbeitskräften bzw. Arbeitskräftegruppen typisch ist, ist 
nichts ungewöhnliches darin zu sehen, daß infolge von 
Arbeitszeitverkürzungen Vollarbeitskräfte auch dann zusätz-
lich eingestellt werden, wenn rein rechnerisch nur ein Teil von 
deren Arbeitszeit benötigt würde. Außerdem kommt hinzu, 
daß ein genereller Verzicht auf zusätzliche Einstellungen bei 
allen ,,Schwellenbetrieben“ zum Absinken des Angebots 
führen würde, wodurch aber c.p. Preissteigerungstendenzen 
ausgelöst würden, die einige Betriebe zur Ausdehnung der 
Produktion veranlassen würden. Per Saldo ist daher damit zu 
rechnen, daß auch im Bereich von Klein- und Mittelbetrieben 
durch Arbeitszeitverkürzungen positive Beschäftigungswir-
kungen ausgelöst werden, was auch durch eine Unterneh-
mungsbefragung empirisch belegt wurde. 
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